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2003 statt 1810
Cristinas Rede zum Revolutionsfeiertag
Cristina stimmte auf der Plaza de Mayo ein Loblied auf zwölf Jahre „Kirchnerismo“ an. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Es war vor allem eine Lobrede auf die eigene Regierungszeit. Bei ihrer letzten Rede als Staats-oberhaupt zum Revolutionsfeiertag am 25. Mai auf der Plaza de Mayo sparte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner Bezüge auf das historische Geschehen von 1810 aus. Stattdessen rückte sie die Zeit seit 2003, als ihr Ehemann Néstor das Präsidentenamt übernahm, in den Mittelpunkt ihrer Ausführungen.
„Sein Amtsantritt ist grundlegend gewesen“, so Cristina über ihren Mann. Mit „Willen, Mut und Entschlusskraft“ habe dieser die „Würde des Volkes wieder aufgerichtet, die zuvor mit Füßen getreten worden war“. Es sei eine neue demokratische Kultur im Land entstanden, in der auch die Menschenrechte endgültig integriert seien, argumentierte die Staatschefin, deren Amtszeit im Dezember dieses Jahres endet.
Cristina lobte ihren 2010 verstorbenen Mann auch wegen dessen Entschuldungspolitik. Es habe sich dabei um die weltweit größte Restrukturierung staatlicher Schulden gehandelt. In diesem Zusammenhang griff sie die „Geierfonds“ an, die an den von Kirchner eingeleiteten harten Schuldenschnitten nicht teilnahmen und stattdessen weiterhin auf Schuldenrückzahlung in voller Höhe beharren.
Im Fadenkreuz von Cristinas Kritik standen auch die oppositionellen Medien, von denen sich die Präsidentin „bombardiert“ sieht. „Sie können meine Tochter diffamieren oder meinen Sohn schlecht behandeln und alles Mögliche behaupten. Aber seien sie beruhigt: Solange ich Präsidentin bin, werde ich die Interessen des Landes verteidigen. Es gibt nichts, dessen ich mich schämen müsste“, so Cristina.
Gleichzeitig fragte sie rhetorisch, wohin denn bestimmte Medien während der Militärdiktatur geschaut hätten, als es im Land zahlreiche illegale Haft- und Folterzentren gab. Eine Anspielung auf die anpasserische Haltung der großen Zeitungen „Clarín“ und „La Nación“ in jenen Jahren.
Des Weiteren äußerte Cristina ihre Hoffnung, dass auch nach dem Regierungswechsel im kommenden Dezember der „Prozess der Transformation“ fortgesetzt und vertieft werde. Diejenigen, die etwas anderes wollten, forderte sie auf, den Menschen im Land genau zu erklären, was sie stattdessen vorhätten. Doch ernsthafte Sorge habe sie diesbezüglich nicht: „Ich habe nicht den geringsten Zweifel, dass der eingeschlagene Kurs des Wandels und der Umgestaltung weiter geführt wird.“
Zu den Feierlichkeiten der „Maiwoche“ gehörte auch die feierliche Überführung des Säbels von General José de San Martín, die bereits am Sonntag stattfand. Nach 48 Jahren legte die Präsidentin das Kampfgerät des Nationalhelden an seinen alten Platz im nationalen Geschichtsmuseum im Buenos Aires-Stadtteil San Telmo. 1967 war der Säbel auf Befehl des einstigen Militärdiktators Juan Carlos Onganía in den Sitz des Grenadierregiments in Palermo verfrachtet worden, wo er dann fast ein halbes Jahrhundert lang liegen sollte.
Zum traditionellen Festgottesdienst am Nationalfeiertag war Cristina zum Wallfahrtsort Luján gefahren, in dessen Basilika sie die Predigt von Erzbischof Agustín Radrizzani hörte. Ihr politischer Rivale und Bürgermeister von Buenos Aires, Mauricio Macri, wohnte hingegen dem Festgottesdienst in der Kathedrale der Hauptstadt bei.
Argentinien
Ein Palast für die Kultur
„Centro Cultural Kirchner“ in Buenos Aires eingeweiht
Der „Ballena Azul“ genannte Konzertsaal mit der von einer deutschen Firma hergestellten Orgel. (Foto: mc)
Buenos Aires (mc/dpa) - Personenkult auf Argentinisch: Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner weihte vor wenigen Tagen in Buenos Aires das größte Kulturzentrum Lateinamerikas ein, das den Namen der Präsidentenfamilie trägt. Das „Centro Cultural Kirchner“ (Kirchner-Kulturzentrum) ist in den vergangenen sechs Jahren im umgestalteten einstigen Hauptpostamt entstanden. Auf einer Fläche von 116.000 Quadratmetern soll es Forum für Musik, Theater und Malerei sein. Es misst sich mit anderen großen Kulturzentren der Welt wie dem Centre Pompidou in Paris, dem Lincoln Centre in New York, dem Barbican Centre in London oder dem Tokyo International Forum
Herzstück ist ein moderner Konzertsaal, der aufgrund seiner Form und Farbe „Ballena Azul“ (Blauer Wal) genannt wird. Hier finden 1750 Zuschauer Platz. Der Raum wird dominiert von einer großen Orgel, die von der deutschen Firma Klais angefertigt wurde. Allerdings muss das Stimmen des Instruments zu einem späteren Zeitpunkt vorgenommen werden, da dies aufgrund des Baulärms bislang nicht möglich war.
In dem Konzertsaal wird das Nationale Symphonieorchester seinen Sitz haben. Ein weiterer Saal für Kammermusik mit einem Fassungsvermögen von 600 Personen befindet sich im Untergeschoss.
Architektonisch interessant ist auch der „Gran Lámpera“ (Große Leuchte) genannte gläserne Bereich: Es handelt sich um eine Hängekonstruktion, die an der Decke befestigt ist und über dem großen Konzertsaal „schwebt“. Dort wird derzeit noch an Räumen gearbeitet, die für Kunstausstellungen aller Art genutzt werden können. Überhaupt wird auf vielen Etagen derzeit noch gebaut.
Insgesamt zählt das Kirchner-Kulturzentrum mehr als 40 Säle und Räume für verschiedenste kulturelle Zwecke. „Es gibt Kunst in allen Facetten“, erläuterte Kulturministerin Teresa Parodi. Alle Veranstaltungen seien für die Bürger kostenfrei, unterstrich die berühmte Sängerin. Denn: „Die Kultur gehört dem Volk.“
Die Idee zu dem Kulturzentrum stammt vom damaligen Präsidenten Néstor Kirchner, der vor gut zehn Jahren einen Wettbewerb zur Renovierung und Umgestaltung des monumentalen Gebäudes in Hafennähe initiierte. Damals stand der Bau von 1928 bereits einige Jahre leer, da die Post ihn nicht mehr benötigte.
Der Kirchner-Raum. (Foto: mc)
Es dauerte bis 2009, ehe der Wettbewerb abgeschlossen war und mit den Arbeiten begonnen werden konnte. Ursprünglich war geplant, das entstehende Kulturzentrum anlässlich der 200 Jahr-Feier Argentiniens im Jahr 2010 „Centro Cultural del Bicentenario“ zu nennen. Doch 2012 beschloss der Kongress, dem Komplex den Namen des zwei Jahre zuvor verstorbenen Néstor Kirchners zu geben.
Dem Namensgeber ist auch ein eigener Raum gewidmet, in dem persönliche Erinnerungen an den Ex-Präsidenten sowie ein Landschaftspanorama aus Kirchners patagonischer Heimat zu sehen sind. Gekrönt wird das Gebäude von einer Glaskuppel, von der aus man einen beeindruckenden Blick über das Hafenviertel und den Río de la Plata hat.
Die Kosten für das Kulturzentrum betrugen nach Angaben von Planungsminister Julio de Vido 2,1 Milliarden Peso. Das Projekt zeige, welche Bedeutung die Kultur im zurückliegenden Jahrzehnt gewonnen habe, so der Minister. Ziel sei es, dass das Gebäude jeden Tag voller Menschen sei. Der Kulturpalast sei für das ganze Volk bestimmt, meinte De Vido.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Vorteil Scioli
Bei den Präsidentschaftswahlen könnte es spannend werden. Legt man die aktuelle Studie des Meinungsforschers „Management & Fit“ zugrunde, kommt es zu einem engen Zweikampf zwischen Daniel Scioli (FpV) und Mauricio Macri (Pro). Scioli, derzeit noch Gouverneur der Provinz Buenos Aires, bringt es demnach auf 33,2 Prozent der Stimmen. Hauptstadt-Bürgermeister Macri liegt knapp dahinter mit 32,2 Prozent. Es müsste also eine Stichwahl geben. Abgeschlagen auf Rang drei landet Sergio Massa, der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR), mit 13,8 Prozent. Vor einem Jahr lag Massa bei einer Studie desselben Instituts noch vorne. Bei der Umfrage, an der sich landesweit 2400 Bürger beteiligten, wurde auch ein Szenario für die Vorwahlen durchgespielt. Im Regierungslager setzte sich dabei Scioli (61,7 %) klar gegen Innenminister Florencio Randazzo (33,2 %) durch. Macri (70,3 %) behauptet sich in seiner Wahlallianz mit den Radikalen klar gegen Ernesto Sanz (19,5 %) und Elisa Carrió (6,6 %). Massa setzt sich im Wahlbündnis UNA mit 65,3 Prozent gegen den Córdoba-Gouverneur José Manuel de la Sota (31,2 %) durch.
Regierung vs. Gericht
Der Streit zwischen der Nationalregierung und dem Obersten Gerichtshof geht in eine neue Runde. Nachdem das Regierungslager bereits vor wenigen Tagen im zuständigen Kongressausschuss eine Untersuchung zum Gesundheitszustand des 97-jährigen Richters Carlos Fayt durchgesetzt hatte (wir berichteten), sollen nun auch die weiteren Mitglieder des Obersten Gerichtshofs unter die Lupe genommen werden. Einen entsprechenden Antrag reichten Kirchner-treue Abgeordnete ein. So soll untersucht werden, ob es bei der kürzlich erfolgten Wiederwahl von Gerichtspräsident Ricardo Lorenzetti zu Unregelmäßigkeiten gekommen ist. Fayt, so der Vorwurf, habe an der Wahlsitzung nicht teilgenommen und seine Unterschrift stattdessen von zu Hause aus gegeben. Dies aber verstoße gegen die Geschäftsordnung des Gerichts. Allerdings müsste das Regierungslager, um tatsächlich eine Amtsenthebung der Richter zu erreichen, eine Zweidrittelmehrheit im Abgeordnetenhaus organisieren. Derzeit wohl nicht machbar.
Expo-Pavillon im Blick
Wegen möglicher finanzieller Unregelmäßigkeiten beim argentinischen Expo-Pavillon in Mailand hat die hiesige Justiz Ermittlungen gegen Außenminister Héctor Timerman und Carlos Bianco, den Staatssekretär für internationale Wirtschaftsbeziehungen, eingeleitet. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf nicht näher bezeichnete Quellen innerhalb des Justizapparats. Bei der Anzeige, die von Rechtsanwalt Santiago Dupuy eingereicht wurde, geht es um zweierlei: Zum einen soll geklärt werden, weshalb die Firmen, die im argentinischen Pavillon ausstellen, zwischen 7000 und 15.000 Pesos Miete zahlen sollen – obwohl bei anderen vergleichbaren Ausstellungen eigentlich keine Gebühren erhoben werden. Zum anderen geht es um hohe Spesen, die Mitarbeiter von Biancos Stab für ihre Tätigkeit in Italien abrechnen sollen.
CFK auf Staatsreisen
In diesen Tagen geht Cristina auf Staatsreisen in Richtung Europa. Am Sonntag wird sie von ihrem Landsmann Papst Franziskus im Vatikan empfangen. Einen Tag später nimmt sie in Rom an der Konferenz der Welternährungsorganisation (FAO) teil. Fraglich ist zur Stunde noch, ob sie wie geplant zur Weltausstellung nach Mailand fährt, nachdem die argentinische Justiz Ermittlungen wegen möglicher finanzieller Unregelmäßigkeiten beim argentinischen Pavillon eingeleitet hat (siehe oben). Ebenfalls noch offen ist die Teilnahme Cristinas am EU-Celac-Gipfel in Brüssel, da ein belgisches Gericht auf Betreiben von US-Hedgefonds die Konten der argentinischen Botschaft in Belgien einfrieren ließ.
Hohe Mordrate
Die Mordrate in der Provinz Buenos Aires ist auch im vergangenen Jahr gestiegen. Dies geht aus Zahlen hervor, die die Staatsanwaltschaft der Provinz vor kurzem veröffentlichte. Demnach wurden im Jahr 2014 insgesamt 1478 vorsätzliche Tötungen registriert, während es im Jahr zuvor noch 1432 waren. Zieht man den Wert für das Jahr 2009 heran, als 1348 Morde gezählt wurden, ergibt sich für den betrachteten Fünfjahreszeitraum eine Zunahme um zehn Prozent. Im Schnitt kommen in der Provinz Buenos Aires auf 100.000 Einwohner 9,02 Morde pro Jahre – ein Wert, der bereits dem nahekommt, was von der Weltgesundheitsorganisation WHO als „epidemisch“ eingestuft wird. (AT/mc)
Meinung
Zum 25. Mai
Der 25. Mai ist Nationalfeiertag, weil 1810 in Buenos Aires im Cabildo, heute an der Plaza de Mayo, Ecke Bolívar und Avenida de Mayo, der spanische Vizekönig Cisneros abgesetzt wurde und die erste Regierungsjunta die Macht am La Plata-Fluss übernahm. Der Vizekönig wurde abgesetzt, weil der König Fernando VI. in Spanien Gefangener Napoleons war. In der Folge regierte die Junta stets im Namen des gefangenen Königs, bis am 9. Juli 1816 eine Versammlung der damaligen Provinzen die Unabhängigkeit der Vereinten Provinzen des Rio de la Plata vom spanischen Königreich verkündete. Mangels moderner Transport- und Kommunikationsmittel wurde der 25. Mai im Landesinneren weitgehend als ein Politikum der Stadt Buenos Aires betrachtet, wogegen der 9. Juli überall als echter Gründungstag der Republik verstanden wurde.
Präsidentin Cristina Kirchner stellte die Dinge in ihrer über einstündigen Rede auf der Plaza de Mayo völlig anders dar. Die Mai-Revolution überging sie völlig. Die damaligen Patrioten Saavedra, Moreno, Castelli, Belgrano und andere erwähnte sie mit keinem Wort. Die historische Bedeutung des 25. Mai 1810 vergaß sie völlig. Die argentinische Geschichte ist ihr offenbar fremd. Ihre wie bei ihr üblich in freier Rede gehaltene Ansprache bezog sich nur die genau auf den Tag zwölf Jahre der beiden Kirchner-Präsidenten Néstor und sie selber. Ihr 2010 verstorbener Gatte Néstor hatte die Regierung am 25. Mai 2003, sechs Monate vor dem eigentlichen Regierungsbeginn, übernommen, nachdem sein Vorgänger Eduardo Duhalde vorzeitig zurückgetreten war. Die Konversionskasse mit einem gesetzlich verankerten eins zu eins zum Dollar, was der frühere Wirtschaftsminister Cavallo „Konvertibilität“ nannte, war abgeschafft worden.
Konvertibilität ist ein irreführender Begriff, denn er impliziert einen freien Devisenmarkt, den es bei festen Wechselkursen nicht gibt. Konvertibilität gab es in Argentinien seit Ende 1958 und bis 2011 konnte man immerhin frei Devisen kaufen. Erst die Präsidentin selbst hatte nach ihrer Wiederwahl im Oktober 2011 die Devisenbewirtschaftung wieder eingeführt, mit dem ebenso verwirrenden Begriff „Cepo“, auf Spanisch ein Folterinstrument. Seither nehmen Exporte und Importe dauernd ab, während die Kapitalflucht in Dollar oder Euro blüht, teilweise von der Regierung selber unterstützt. Ausgangspunkt der Kirchnerregierung war ein Zusammenbruch der Wirtschaft, die sich rasch erholen konnte. Dass in zwölf Jahren die Exporte dank günstiger Auslandspreise der Sojabohne und anderer Getreidesorten stark zunahmen, erwähnte die Präsidentin auch nicht. Sojabohnen hatte sie vor Jahren als ein Unkraut (Spanisch „yuyito“) verabscheut und seither niemals die Rolle der Sojabohnen in argentinischen Exporten erwähnt.
Ihre politische Rede am Mai-Platz stellte sich als Eigenlob heraus, vor allem die Erwähnung ihrer Sozialpläne, die das Staatsdefizit von angenommenen mehr als 5 Prozent des Bruttosozialprodukts nähren. Das ist reine Demagogie, ebenso ihre verkehrten Prioritäten der Staatsinvestitionen in Infrastruktur (siehe Wirtschaftsübersicht).
Selbstverständlich klatschten ihre Zuhörer auf dem Mai-Platz wie üblich bei solchen Veranstaltungen, hissten Fahnen, sangen Parteilieder, hüpften und vermittelten im Fernsehen das Bild freudiger Unterstützung für die Präsidentin, als ob sie einzige Kandidaten für eine abermalige Wiederwahl wäre, die ihr die Verfassung verbietet.
Die Kundgebung mit der Rede war wie ein vorzeitiger Abschied von ihrer Regierung, die am 10. Dezember 2015 endet. Sie hofft offenbar, dass ihre potenziellen Nachfolger Scioli oder Randazzo ihre bisherige Politik weiterführen werden. Der Auftritt auf dem Mai-Platz bedeutet aber keinesfalls ein Abschied aus der Politik, der sie wohl treu bleiben wird, mit oder ohne neue Kandidaturen.
Meinung
Blatter muss weg
Von Stefan Kuhn
Heute soll gewählt werden. Es ist eine wichtige Wahl, denn es geht um den Präsidenten einer Art inoffizieller Weltregierung. Die FIFA verwaltet und vermarktet den Fußball, das Kulturgut mit dem weltweit höchsten Unterhaltungswert. Zur Wahl stehen der aktuelle Präsident Joseph „Sepp“ Blatter, der eine fünfte Amtszeit anstrebt, und der jordanische Prinz Ali Bin Al Hussein. Blatter hat die Organisation im Griff und die Wahl eigentlich schon gewonnen, doch dann rückte die Kantonspolizei ins Tagungshotel in Zürich ein. Die Schweizer Ordnungshüter agierten auf Antrag des US-Justizministeriums und nahmen sieben hochrangige FIFA-Funktionäre fest. Blatter ist nicht unter ihnen.
Die US-Behörden ermitteln wegen des Verdachts auf Korruption und Geldwäsche über einen Zeitraum von fast einem Vierteljahrhundert. Im Untersuchungsbericht des Justizministeriums ist indirekt auch Julio Grondona, der im vergangenen Jahr verstorbene frühere Chef des argentinischen Fußballverbands AFA, erwähnt. Es liegen Haftbefehle gegen frühere Geschäftspartner „Don Julios“ aus Argentiniern vor. Im Kern geht es um Schmiergelder bei der Vergabe von Turnieren, darunter die Weltmeisterschaften 2018 in Russland und 2022 in Katar, sowie kontinentale „Copa América“-Turniere.
Die festgenommenen Funktionäre stammen größtenteils aus den amerikanischen Kontinentalverbänden CONCACAF und CONMEBOL, die als besonders Blatter-treu gelten. CONCACAF-Präsident Jeffrey Webb, ein Vertrauter des FIFA-Chefs, ist unter den Festgenommenen. Blatter selbst hat Webb als seinen möglichen Nachfolger ins Spiel gebracht. Webb ist gleichzeitig Präsident des Fußballverbands der Kaiman-Inseln, die weniger als Fußballnation, denn als internationaler Geldwäschestandort von sich reden machen.
Die CONCACAF ist ein kontinentales Spiegelbild der FIFA. Der Dachverband hat 41 Einzelmitglieder, darunter mit Mexiko nur eine große Fußballnation. Zählt man die USA, Costa Rica, Honduras, El Salvador und Kanada hinzu, erschöpft sich die Zahl der potenziellen WM-Kandidaten. Auch wenn sich auf wundersame Weise schon Staaten wie Haiti, Jamaika und Trinidad und Tobago für ein Weltturnier qualifiziert haben. Den Verband dominieren Kleinststaaten, Überseegebiete oder Inselchen wie Bonaire, St. Kitts und Nevis oder Santa Lucía. Bei den mangelnden sportlichen Perspektiven ist es kein Wunder, dass schlichte Selbstbereicherung den Fußball verdrängt.
Bei der FIFA ist dies fast gleich. Von den 209 Mitgliedsverbänden haben derzeit maximal ein Viertel eine reelle Chance auf eine WM-Teilnahme. Der größte Teil des Restes ist Stimmvieh für die Wahl des Präsidenten oder die Turniervergabe. Vor allem bei letzterer fließen Millionen in die Taschen von Funktionären. Bei der Wahl des Präsidenten gibt es Wahlgeschenke in Form von finanziellen Zuwendungen. Das ist zwar nicht ganz korrekt, aber ein universelles Phänomen, das nicht nur in Organisationen, sondern auch in gestandenen Demokratien auftritt. Blatter würde das wohl fußballerische Entwicklungshilfe nennen.
Die FIFA kann den jahrzehntelangen Korruptionsgeruch nur loswerden, wenn sie sich gründlich reformiert: personell und strukturell. Zunächst muss Blatter auf eine erneute Amtszeit verzichten. Der Schweizer steht dem Weltverband seit 1998 vor. Bis zu diesem Zeitpunkt war er unter dem damaligen Präsidenten Joao Havelange 17 Jahre lang Generalsekretär der Organisation. Der inzwischen 99 Jahre alte Brasilianer gilt als Hauptverantwortlicher der Korruptionspraxis in der FIFA. Es gilt die Unschuldsvermutung, aber selbst wenn Blatter, was nach über drei Jahrzehnten in verantwortlicher Position ziemlich unwahrscheinlich ist, nicht über die Korruptionsaffäre informiert war, muss er abtreten. Die Entscheidungen für die WM-Vergaben an Russland und Katar fallen in seine Amtszeit. Denn im harmlosesten Fall bedeutet das, dass der Chef seinen Laden nicht im Griff hat.
Mit Blatter ist ein Neuanfang nicht möglich. Selbst wenn er nicht persönlich involviert war, hat er die Schmiergeldzahlungen toleriert, und sei es nur, um seine Macht zu erhalten.
Der zweite Schritt sollte eine Strukturreform sein. Es kann nicht angehen, dass ein Verband wie die Kaiman-Inseln das gleiche Stimmrecht hat wie der Deutsche Fußballbund. Der DFB hat fast sieben Millionen Mitglieder, die CIFA etwa 3700. Der argentinische Klub Boca Juniors hat über 30mal mehr, und selbst der Eimsbütteler TV zählt 12.000 eingetragene Vereinsmitglieder. Die Stimmgewichtung im höchsten Entscheidungsorgan, dem FIFA-Kongress, müsste geändert werden. Kleinststaaten sollten regional zusammengefasst werden und einen gemeinsamen Delegierten entsenden. Dies ist freilich institutionell schwer umsetzbar, denn von Afghanistan über Laos, Kambodscha, St. Kitts und Nevis, Vanatu bis nach Zypern würde kein nationaler Verband seiner Selbstentmachtung zustimmen.
Die Lage ist verfahren. Vermutlich hilft nur noch institutioneller Druck. Wenn der europäische Dachverband, die UEFA, die FIFA verlassen würde, würde dies das Ende des Weltverbandes bedeuten. Weltmeisterschaften ohne die Weltmeister Deutschland, Italien, Frankreich, Spanien und England, ohne die Vizeweltmeister Niederlande, Tschechien, Ungarn, und Schweden, die Halbfinalisten Österreich, Portugal, Bulgarien, Polen, Russland, Kroatien, Belgien und die Türkei wären lächerlich. Um eine UEFA-Europameisterschaft zur Weltmeisterschaft zu machen, muss man nur Brasilien, Argentinien und Uruguay einladen. Von den Halbfinalisten anderer Verbände fehlen nur noch Südkorea und die USA. Das Drohpotenzial für eine strukturelle Reform ist zumindest vorhanden. Man muss es nur ausspielen.
Meinung
Randglossen
Wenn zwei sich streiten, freut sich der Dritte. Dieses Sprichwort trifft auf die Einstellung des PRO-Vorkandidaten für die Präsidentschaft, Ing. Mauricio Macri zu, der sich weigert, auf den Vorschlag des Vorkandidaten Sergio Massa einzugehen, dass beide Vorkandidaten in den kommenden PASO-Wahlen am 8. August das Wahlvolk entscheiden lassen, wer von beiden siegt und der andere nachher mitregiert. Macri besteht auf seinen Alleingang und spaltet die Wähler der Opposition, so dass sicherlich Gouverneur Daniel Scioli der Kandidat der Regierungspartei siegen wird, sofern die Umfragen bestätigt werden, dass er vor seinem Parteikandidaten Innen- und Transportminister Florencio Randazzo liegen wird. Mit zwei anstatt nur einem Vorkandidaten spaltet Macris Eigensinn die Oppositionsstimmen, es sei denn, die Umfragen liegen daneben.
Präsidentin Cristina Kirchner hat in ihrer Abschiedsrede auf dem Mai-Platz die Gewerkschafter kritisiert, die höhere Lohnzulagen fordern, als die Regierung mit 27 Prozent vorgeschrieben hat. Der Gewerkschafter der Eisenbahnführer „La Fraternidad“ Omar Maturano konterte, als er entrüstet sagte, dass ihnen eine Millionärin (gemeint war die Präsidentin selber) nicht die Höhe der Gehaltsforderungen vorschreiben könne. Erstmals hat es ein Gewerkschafter, der bisher die K-Regierungen unterstützt hatte, gewagt, das Vermögen der Präsidentin als Thema für Lohnaufbesserungen zu erwähnen. Bisher haben alle Gewerkschafter ebenso wie die Anhänger der Regierungspolitik das nicht gewagt, derweil die Gerichte untersuchen, wie es sich mit dem Vermögen der Präsidentin verhält. Ein deutliches Zeichen, dass sich die politischen Gemüter wandeln, je näher der 10. Dezember rückt, nach dem die Präsidentin und ihre Familie sich vor der Justiz verantworten müssen.
Einer hat es schon immer gewusst: Diego Armando Maradona. Er will jetzt der FIFA in den Allerwertesten treten. Kraftausdrücke ist man vom argentinischen Nationalidol gewohnt, angebracht sind sie in den meisten Fällen nicht. Beim FIFA-Skandal möchte man dem selbsternannten D10S zwar zustimmen, denn die Adresse ist richtig. Nur der Absender ist falsch. Diego war jahrzehntelang Protegé des verstorbenen korrupten AFA-Präsidenten Grondona. Die Beziehung zerbrach erst, als Maradona als Nationaltrainer entlassen wurde. Zum FIFA-Hasser wurde Diego 1994. Bei der WM in den USA wurde er des Dopings überführt. So recht ernst nehmen kann man Maradonas Kommentar folglich kaum.
Der Gewinner ist: die Schweiz. Die Eidgenossenschaft hat sich am Mittwoch geradezu in die Gemeinschaft der zivilisierten Staaten katapultiert. Zum einen vereinbarte die Schweizer Regierung mit der EU den Austausch von Steuerdaten. Das bedeutet das endgültige Aus des Bankgeheimnisses und der Steuerflucht ab dem Jahr 2018. Am selben Tag nahmen Schweizer Polizisten in Zürich auf ein Amtshilfegesuchen des US-Justizministeriums hin mutmaßlich korrupte FIFA-Funktionäre fest. Ein kleiner Schritt für die Schweiz, ein großer für die Menschheit. Bisher waren internationale Verbände, von denen rund 60 in der Schweiz ansässig sind, vor Strafverfolgung gesichert. Verschwiegenheit, laxe Antikorruptions- und Steuergesetze und willige Banken schufen ein Biotop für krumme Geschäfte. Damit ist jetzt (hoffentlich) Schluss.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,995, um 5,04% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 33,79 Mrd. gegen u$s 33,87 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,119, zum 30.09.15 bei $ 9,475 und zum 30.12.15 bei $ 10,06. Der Terminkurs per Mai 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,59%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,72.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 6,85% und lag 27,34% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 32,84% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,82% und lagen 15,55% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 verloren 0,15% zur Vorwoche und lagen 3,67% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 10,19% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 226,90 (Vorwoche $ 230,89) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 323,72 (Vorwoche $ 329,84).
***
Die direkten Auslandsinvestionen in Argentinien sind 2014 um 41% auf u$s 6,61 Mrd. zurückgegangen, berichtet die von der UNO abhängige CEPAL (Comisión Económica para América Latina). Der Höchststand dieser Investitionen in Argentinien wurde 2012 mit u$s 15,32 Mrd. erreicht. Der Rückgang war jedoch 2014 in Venezuela (-88%), Bolivien (-63%) und Mexiso (-49%) höher als bei Argentinien. Die gesamten Auslandsinvestition in Lateinamerika erreichten 2014 u$s 158,80 Mrd., gegen u$s 189,95 Mrd. 2013.
***
Der Index der Industrieproduktion des Institutes FIEL weist für April 2014 einen interanuellen Rückgang von nur 0,1% aus. Doch die ersten 4 Monate 2014 lagen um 3,2% unter dem Vorjahr.
***
Industrieministerin Debora Giorgi erklärte, die Regierung werde von den Industriebetrieben in Feuerland einen höheren lokalen Anteil an ihren Produkten fordern. In diesem Sinn ist schon mit dem technologischen Institut für die Industrie, INTI, vereinbart worden, dass zwei neue Produktionsprozesse geprüft werden, die sich auf Kunststoffbekleidung von Textilien und Färbung beziehen.
***
Die Industrieproduktion ist im April zum einundzwanzigsten Monat in Folge zurückgegangen, dieses Mal innerjährlich um 1,5%. Kein Sachverständiger hat sich vor dieser vom INDEC bekanngegebenen Statistik überrascht gezeigt. So ist in den ersten vier Monaten die Industrietätigkeit um 1,8% gegenüber dem Vorjahr gefallen. Die Automobilproduktion steht an der Spitze, mit einem Rückgang um 20% gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres.
***
Das Statistikamt INDEC stellte für März eine innerjährliche Anhebung der Wirtschaftsleistung um 2% fest. Dies geht aus dem EMAE-Index hervor, der eine grobe Schätzung des BIP ist. Der Konsum, der Agrarbereich und der Finanzsektor seien die Antriebskräfte für diese Anhebung gewesen. Die Industrie und der Aussenhandel haben dagegen negative Werte verbucht. Die Bauwirtschaft hat sich mit einem soliden Plus von 6,9% robust gezeigt. Bereits im Februar hatte man im Rahmen des monatlich erstellten EMAE Berichts einen Plus von 1,4% gegenüber dem Vorjahresmonat festgestellt.
***
Das Amt für öeffentliche Einnahmen AFIP, dem das Steueramt und das Zollamt unterstehen, hat in der Provinzhauptstadt Salta geschmuggelte Waren chinesischen Ursprungs im Wert von $ 40 Mio. beschlagnahmt. Spielzeuge, Uhren, Lederwaren, Parfums und Bazarartikeln seien neben einem Barbestand von $ 760.000 darunter gewesen.
***
Das Landwirtschaftsministerium hat die diesjährige Sojabohnenernte auf 60 Mio. Tonnen geschätzt, 12,4% úber den 53,40 Mio. t des Vorjahres. Private Schätzungen bestätigen diese Zahl in ihrer Grössenordnung. Der Regen kam dieses Jahr in den meisten Sojagegenden zur richtigen Zeit, was die Erträge erhöht hat, Die Mengenzunahme gleicht jedoch den Preisverfall von über 30% gegenüber dem Vorjahr nicht ganz aus. Das Ministeriumn hat auch den Überschuss, der dieses Jahr verbleibt, von 8,23 Mio. t auf 17,83 Mio. t erhöht. Einmal wurde der Überschuss aus der Ernte 2014 von 8,73 auf 9,83 Mio. t erhöht, und dann wird erwartet, dass die hohe diesjährige Ernte nicht sofort voll exportiert wird.
***
Die ZB hat die Frist für die Abrechnung von Exportdevisen von 180 auf 270 Tage erhöht. Auf diese Weise können Exporte, die dieses Jahr durchgeführt werden, unter der nächsten Regierung in Pesos umgewandelt werden. Das bedeutet, dass die Abwertungserwartung die Exporte als solche nicht hemmt.
***
Private Wirtschaftler schätzen, dass die ZB die Überweisung von Dividenden für einen Betrag von u$s 10 bis u$s 13 Mrd. noch nicht zugelassen hat. Die nächste Regierung müsste laut diesen Ökonomen ein Überweisungsprogramm aushandeln, da die sofortige Auszahlung nicht möglich sei. Indessen haben viele Unternehmen den Betrag der Dividenden inzwischen in Argentinien investiert, damit er nicht von der Inflation verwässert wird, so dass sie die Mittel nicht sofort bereitstellen können.
***
Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) ist in 12 Monaten zum 15.5.15 um 32,30% gestiegen, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 34.53%. Die gesamten Pesodepositen bei den Banken nahmen in 12 Monaten zum 15.5.15 um 30,02% auf $ 1,02 Bio zu, und die gesamten Pesokreite stiegen um 24,16% auf $ 668, 51 Mrd.
***
In den ersten vier Monaten 2015 nahm das Defizit der Energiebilanz gegenüber dem Vorjahr um 48% auf $ 749 Mio. ab. Dies geht aus den INDEC-Zahlen hervor. Der Rückgang ist vornehmlich auf den niedrigeren Erdölpreis zurückzuführen.
***
Der Verkauf von grossen Kunststoffsäcken für die Lagerung von Getreide und Ölsaat auf dem Feld (Silobolsas), lag dieses Jahr mit 200.000 Einheiten um 20% bis 30% über 2014. Schätzungsweise wird 40% der Ernte von Sojabohne und Mais auf diese Weise von den Landwirten einbehalten, die hoffen, nach dem Regierungswechsel vom 10. Dezember einen höheren Preis zu erhalten, wegen Abwertung und/oder Verringerung der Exportzölle.
***
Kuwait erwägt, sich an der Finanzierung von Infrastrukturprojekten in Argentinien zu beteiligen. Der Vizeminister für auswärtige Beziehungen Khalid Sulaiman bekundete das Interesse des Emirates, die Beteiligung seines Landes am Fonds für die arabische wirtschaftliche Entwicklung zu erneuern.
***
Das im vergangenen September ins Leben gerufene Einkaufprogramm „Ahora 12“, zur Förderung von argentinischen Konsumgütern über zwölf zinsfreien Raten ist bislang sehr erfolgreich gelaufen, berichtete das Industrieministerium. Bekleidung und Schuhe sind die gefragtesten Artikeln gewesen, gefolgt von Baumaterialien und Elektrogeräten. Insgesamt wurden bislang über dieses Programm $ 17,45 Mrd. umgesetzt.
***
Bei der Wechselausschreibung vom letzten Dienstag erhielt die ZB Offerten für $ 4,65 Mrd., die alle angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 7,35 Mrd., so dass eine Nettoabnahme des Lebac-Bestandes von $ 2,97 Mrd. verblieb. Für Lebac auf 98 Tage wurden Zinsen von 26,04% bezahlt, für 119 Tage 26,39%, und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 28,25% für 252 Tage. Ausserdem brachte die ZB Dollarwechsel für u$s 151,1 Mio. unter. Gleichzeitig kündigte das Wirtschaftsministerium die Ausgabe von Schatzscheinen, benannt Bonac, für $ 3 Mrd. an, was etwa dem Betrag der zusätzlichen Liquidität der Banken entspricht, die durch die relativ geringe Unterbringung von Lebac herbeigeführt wurde. Der Staat verschuldet sich auf diese Weise direkt bei den Banken, statt es über die ZB zu tun.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Anlässlich eines Seminars, den die brasilianische Regierung organisiert hat, erklärten die Präsidenten der Interamerikanischen Entwicklungsbank, Luis Alberto Moreno, und der Bank für die Entwicklung von Lateinamerika (CAF), Enrique García, dass die Investitionen für Infrastruktur in Lateinamerika verdoppelt und u$s 300 Mrd. jährlich ausmachen sollten. Gegenwärtig werden nur ca. u$s 150 Mrd. investiert, was 2% bis 3% des BIP ausmacht. Die asiatischen Staaten investieren bis zu 10% ihres BIP.
***
Die größten lateinamerikanischen Volkswirtschaften Brasilien und Mexiko haben sich auf ein Investitionsabkommen geeinigt. «Wir wollen den rechtlichen Rahmen ausweiten, um Handel und Investitionen anzukurbeln», sagte der mexikanische Präsident Enrique Peña Nieto. Beim Staatsbesuch der brasilianische Präsidentin Dilma Rousseff wurden zudem Abkommen über Verkehr, Landwirtschaft und Tourismus unterzeichnet. «Die Investitionen zwischen den beiden Ländern werden vereinfacht», sagte der brasilianische Botschafter in Mexiko, Marcos Leal Raposo Lopes. «Mexiko investiert in Brasilien in Industrie, Unterhaltung, Kinos, Restaurants und Getränke. Aber auch die brasilianischen Investitionen in Mexiko steigen.» Während Mexiko derzeit u$s 23 Mrd. in Brasilien investiert, ist dieses mit nur u$s 2 Mrd. jährlich an Investitionen in Mexiko beteiligt. „Brasilien und Mexiko können nicht mit dem Rücken zueinander stehen“, so Dilma Rousseff in Mexiko. Des Weiteren seien Rechtssicherheiten für Unternehmen vereinbart worden, die im Partnerland investieren wollen, um zukünftig Auseinandersetzungen zunehmend zu vermeiden. Das Handelsvolumen zwischen den beiden Ländern betrug im vergangenen Jahr u$ 9,2 Mrd. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Colorshop
Diese Kette, die Farben vertreibt, hat in Pehuajo, Bahía Blanca, San Isidro, La Plata San Pedro und Resistencia neue Filialen eröffnet, und zählt insgesamt 210 Läden.
HSBC
Diese britische Bank gab einen Investitionsplan für ihre lokale Filiale von $ 383,2 Mio. bekannt, der dazu bestimmt ist, das Netz der Agenturen zu erneuern und zu erweitern. Als erstes wurde ein neue Filiale in der Stadt Jujuy eingerichtet.
Newsan
Dieser Konzern, der sich der Montage von elektronischen Geräten u.a. Produkten in Tierra del Fuego widmet, wird demnächst u$s 1,6 Mio. Investieren, um in Feuerland Mobiltelefone der chinesischen Firma Huawei der letzten 4G Generation herzustellen. Huawei rechnet damit, eine Produktion von einer Million Handys bis Jahresende zu erreichen.
ADM
Der grosse internationale Getreide- und Ölsaathändler, Archer Daniels Midland, hat Investitonen angekündigt, um seine Anlagen zur Verschiffung der Ware in Puerto San Martín, am Paraná-Fluss, in der Provinz Santa Fé, auszubauen. Es werde ein neuer Dock für Barkassen gebaut, und die Lagerungskapazität wird erhöht. ADM will ab 2016 7,5 Mio. Tonnen Getreide und Ölsaat aus Argentinien und Paraguay exportieren können.
YPF
Die staatlich kontrollierte Erdölfirma hat mit Petrolera Pampa, kontrolliert von Marcelo Mindlin, vereinbart, u$s 150 Mio. in die Entwicklung des Schiefergaslagers Rincón del Mangrullo, Provinz Neuquén, zu investieren. Der Betrag wird zu gleichen Teil von den Partnern beigesteuert. Mit einer neuen Anläge zur Behandlung des Gases und den Röhren, die einzelne Vorkommen verbinden, soll die Gasförderung des Lagers auf 4 Mio. cbm täglich erhöht werden. YPF wies darauf hin, dass bisher schon 49 Bohrungen im Gebiet von Vaca Muerta durchgeführt worden seien.
Mabe
Dieses mexikanische Unternehmen hat eine Investition von $ 50 Mio. in einer ihrer Fabriken im Vorort Haedo bekanntgegeben, um eine komplette Linie von Waschmaschinen und Wäschetrockner der Marke General Electric zu erzeugen. Bisher verkaufte die Firma nur unter den Marken Mabe und Patrick. Das Unternehmen zählt mit zwei Fabriken in Haedo und einer in San Luis. Die Nachfrage nach Waschmaschinen u.a. Haushaltsgeräten wurde durch die zinslose Finanzierung der Banco Nación in 12 Monatsraten im Rahmen des Programmes „Ahora 12“ angespornt, und ausserdem bei Eisschränken durch das Programm „Renovate“, das den Tausch eines alten Eisschranks durch einen neuen erleichtert.
Ledesma
Diese Firma hat einen Kredit von $ 1,26 Mrd. aufgenommen, der für Arbeitskapital und Investitonen bestimmt ist. Die lokalen Banken Galicia, Francés, Santander Rio und ICBC (China) haben den Kredit zusammen gewährt. Die Rückzahlung erfolgt in 6 Quoten. Die ersten vier werden mit 29,3% verzinst, die weiteren mit Badlar-Satz plus 3,35%. Ledesma betreibt eine Zuckerfabrik und ca. 100.000 ha Zuckerrohrpflanzungen in Jujuy, mit einer Beteiligung von 20% an der gesamten argentinischen Zuckerproduktion. Ausserdem erzeugt die Firma in Jujuy Papier, Alkohol, Bioethanol, Orangen und Grapefruit. In San Luis erzeugt das Unternehmen über seine Tochtergesellschaft Glucovil (an der Cargill mit 30% beteiligt ist) Fruchtzucker aus Mais. Dort hat sie ebenfalls eine Fabrik für Papierzubereitung und eine andere für Hefte und Papierblocks. In Salta besitzt Ledesma eine Anlage für die Verpackung von Zitrusobst und auch von Orangensaft. Schliesslich ist das Unternehmen an der Ausbeutung von Erdöl und Gas in Aguarague, Salta, beteiligt, so dass die Brennstoffversorgung gesichert ist.
Velux
Die Gewinner der „Natural Light - International Design Competition“ sind jetzt aus den 172 beeindruckenden Designs für eine Tageslichtlampe ausgewählt worden, die aus weltweit 65 Ländern eingegangen sind. Die Gewinner sind zwei argentinische Industriedesign-Studenten, Frau Mariana Arando und Luca Fondello, beide von der Universität Buenos Aires. Die Produktionsphase des Gewinnerdesigns für die Tageslichtlampe wird bald beginnen und die Lampen werden nächstes Jahr in drei afrikanische Länder geliefert, die über keinen Zugang zu Elektrizität verfügen. Designstudenten aus aller Welt wurden aufgerufen, eine Solarlampe zu entwerfen, um dabei zu helfen, einen Teil der 1,2 Mrd. Menschen, die weltweit ohne Elektrizität leben müssen, mit einer sauberen, zuverlässigen und günstigen Beleuchtung zu versorgen. Die Produktpalette von Velux umfasst Dachfenster und modulare Oberlichter sowie eine Reihe von dekorativen Sonnenblenden, Rollläden, Einbaulösungen und intelligente Haussteuerungssysteme. Velux ist weltweit tätig.
Wirtschaftsübersicht
Die Regierungsentscheidungen: Rationalität gegen Demagogie und Willkür
Mit der Erklärung der Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner, dass der Wirtschaftsminister nur ein Berater sei, aber nur sie die Entscheidungen treffe, hat sie ihn unnötigerweise gedemütigt und geschwächt. Selbstverständlich hat der Präsident bei Regierungsentscheidungen das letzte Wort; aber in den Einzelheiten, oder bei weniger bedeutenden Themen, pflegen in normalen Regierungen die Minister und auch Staatssekretäre einen grösseren Spielraum für Entscheidungen zu haben. Dass Politik vor rein wirtschaftlichen Motivationen steht, ist ebenfalls selbstverständlich. Doch wenn dies zu weit geht, dann haben Demagogie, ideologische Vorurteile und emotionelle Motivationen Vorrang vor der Rationalität. Und das bedeutet Fehlentscheidungen, falsche Prioritäten, Verschwendung öffentlicher Mittel und letztlich Schaden für Wirtschaft und Gesellschaft. Abgesehen davon, war die Erklärung von CFK politisch unvorsichtig; denn, wenn sie eine Entscheidung korrigieren muss, was oft vorkommt, ist es politisch einfacher, wenn sie ihren Minister und nicht sich selbst korrigiert.
Bei den Kirchner-Regierungen, sowohl bei der von Néstor wie denen von Cristina, entscheiden die Präsidenten oft bis ins letzte Detail. Bei Menem war es genau umgekehrt: er besprach mit seinen Ministern die grundsätzlichen Aspekte und überliess ihnen dann den Rest. Z.B. bei der Hafenderegulierung und -privatisierung, die eine sehr tiefgreifende Reform darstellte, hat Wirtschaftsminister Cavallo das Thema etwa eine halbe Stunde mit Präsident Menem besprochen und danach selber alle Entscheidungen getroffen, die gewiss keine Kleinigkeiten waren. Die Reform war ein grosser Erfolg. Néstor Kirchner hingegen ging sogar so weit, seinen ersten Wirtschaftminister, Roberto Lavagna, zu entlassen, weil er nach seiner Meinung zu viel entschied. Dass sich CFK anmasst, so ungefähr alle Themen zu beherrschen, die auf sie zukommen, zeugt im Grunde von einem primitiven Geist und ist schlicht unverantwortlich. Normalerweise entscheiden Präsidenten selber sehr wenig, sondern sie geben grundsätzliche Richtlinien und wählen im konkreten Fall zwischen zwei und eventuell mehr Optionen, die ihnen ihre engen Mitarbeiter vorlegen. Der Spielraum der politischen Entscheidungen muss eingeengt werden, eben um Irrationalität und Fehler zu vermeiden. Hier und auf der ganzen Welt.
Die Präsidentin spricht ständig von ihrem Modell des Wachstums mit sozialem Einschluss, auch wenn es ab 2011 weder das eine noch das andere gegeben hat, weil die Wirtschaft stagnierte, die Arbeitslosigkeit zugenommen hat und es keine konkreten Fortschritte bei der Armutsbekämpfung gab. Sie fordert die anderen Kandidaten auf, ihr Programm vorzulegen, und deutet mit einem ironischen Lächeln darauf hin, dass sie in Wirklichkeit keines haben. Mauricio Macri geht auf dies nicht ein, und das ist gut so. Denn es geht grundsätzlich nicht um ein ideologisches Programm mit allerei guten Absichten und grossklingenden Ankündigungen, sondern um die Art der Regierung. Macri hat in der Stadt Buenos Aires gezeigt, dass er grundsätzlich rationell handelt, die Prioritaten richtig stellt und seinen Mitarbeitern einen grossen Spielraum gibt, um die einzelnen Probleme anzupacken. Er spricht von einer Mannschaft („equipo“). Das ist genau das Gegenteil von CFK.
Irrationalität, falsche Prioritäten und Verschwendung sind eine Konstante bei CFK. Die Umwandlung des traditionellen Postgebäudes an der Leandro N. Alem in ein Kulturzentrum, benannt Kirchner (wie so vieles andere), obwohl NK in seinem ganzen Leben kein Interesse für Kultur gezeigt hat, und als Person eher unkultiviert war, ist ein neues Musterbeispiel ihrer Einstellung. Die Reform des Gebäudes wird schliesslich über u$s 500 Mio. kosten, und ist rausgeschmissenes Geld. Der grosse Konzertsaal ist unnötig: die Stadt verfügt schon für diesen Zweck über das Theater Colón und auch das Theater San Martín. Die Ausstellungsräume, die ebenfalls im Gebäude errichtet werden, sind auch überflüssig. Mit diesem Geld kann man gut 200 neue Schulen bauen oder alternativ über 10.000 Sozialwohnungen, oder die Überlandstrasse Nr. 2, von Buenos Aires nach Mar del Plata, in eine Autobahn umwandeln, wobei hier noch Geld übrig bleiben würde. Das viele Geld könnte alternativ auch für mehr persönliche Sicherheit und Armenhilfe eingesetzt werden.
Die Präsidentin handelt stark emotionell und ideologisch, und hat eine betonte Vorliebe für falsche Prioritäten. Erinnern wir uns an das Phantasieprojekt über einen Hochgeschwindigkeitszug von Buenos Aires über Rosario nach Córdoba, und an das unsinnige Projekt eines sehr hohen Gebäudes auf der Maciel-Insel, am Hafen von Buenos Aires, das für ein Kino- und Fernsehzentrum und allerlei andere unnötige Dinge gedacht war, und hoffentlich nicht gebaut wird. Das vor einigen Jahren im Vorort Villa Martelli errichtete Ausstellungsgelände Tecnópolis war auch eine völlig unnötige Staatsinvestition. Auf dem Gelände der Rural in Palermo hätten die gleichen Ausstellungen auch durchgeführt werden können, und zwar mit viel besserem Zugang der Besucher. Das hätte nicht nur die hohen Investitionskosten gespart, sondern auch die der Instandhaltung und der Bereitschaft für Ausstellungen. Die Miete des Geländes in Palermo hätte bestimmt viel weniger gekostet. Auch das Wärmekraftwerk in Rio Turbio und die zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz, hatten gewiss keine Priorität. Mit dem gleichen Geld könnte die Kapazität der Stromerzeugung bei anderen Objekten mindestens um doppelt so viel erweitert werden wie bei diesen.
Die Ausgabenfreudigkeit von CFK kommt überall zum Vorschein, so im Einsatz grosser Flugzeuge für ihre Reisen nach Calafate, ihren Auslandsaufenthalten mit zahlreicher Begleitung in den teuersten Hotels und nicht zulezt in ihrer ständig zunehmenden Garderobe. Sie zieht ein Kleid offensichtlich nicht zwei Mal an. Auch das zahlt der Staat. Eva Perón trat immer mit dem gleichen Tailleur-Kleid auf, auch wenn es nicht effektiv das gleiche war. Eine gewisse Austerität, die im Verhalten des Präsidenten zum Ausdruck kommt, hätte bestimmt eine allgemeine Wirkung auf alle Regierungsmitglieder. Der grosse Volksaufmarsch auf der Plaza de Mayo vom 25. Mai, bei dem unzählige Omnibusse eingesetzt wurden, um die vielen Menschen zu bringen, und viel Geld verteilt wurde, alles auf Staatskosten, sind ebenfalls ein sichbarer Ausdruck der Verschwendungssucht von CFK. Es war, wie auch bei vorangehenden Gelegenheiten, ein sehr teures Theater.
Von der nächsten Regierung, sei es unter Scioli, Macri oder Massa, kann man von vorne herein einen anderen Regierungsstil erwarten, mit mehr Dezentralisierung der Entscheidungen, mehr Vernunft und weniger Demagogie, und mit einer langfristigen Sicht der Probleme, statt der kurzfristigen, die bei CFK überwiegt. In diesem Sinne sollte auch die stark ins Detail gehende Staatsintervention abgebaut, die Staatsquote verringert und der Anschluss an die Welt vorangetrieben werden. Denn all dies wäre rationell und würde Wirtschaft und Gesellschaft gut bekommen. Das ist auch die Voraussetzung für Wachstum und echten sozialen Einschluss. Wie all dies konkret gestaltet und durchgeführt wird, lässt sich vorerst nicht sagen. Denn das hängt von vielen Umständen ab, auch solchen, die die argentinische Regierung nicht bestimmt, wie das Klima, die Weltmarktpreise für die Exportcommodities und die internationale Wirtschaftsentwicklung allgemein.
Wirtschaftsübersicht
Die Lohnpolitik vor einer Schicksalsentscheidung
Am Dienstag und Mittwoch der letzten Woche streikten die Bankangestellten, was zu einer erheblichen Störung der Wirtschaft führte. Für den 4. Juni hat die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer (Hugo Moyano) einen Streik angekündigt, und für den 7. Juni die des Personenverkehrs (Omnibusse und Vororteisenbahnen). Das Land wird dabei stillgelegt, auch wenn andere Gewerkschaften nicht mitmachen. Es geht hier grundsätzlich um die Höchstgrenze von 27% bei Lohnerhöhungen, die die Regierung eingeführt hat, die eine Reihe von Gewerkschaften schon angenommen haben. Die Bankangestellten wollen auf alle Fälle über 30%, und fordern beiläufig auch, dass die Banken die Last der Gewinnsteuer übernehmen. Die Arbeiter der Speiseölindustrie, die seit drei Wochen streiken, fordern 42% und würden sich eventuell mit 36% zufrieden geben.
Wenn die Regierung hier nachgibt, dann bricht das ganze Schema der „verwalteten Inflation“ zusammen. Dann kommen auch die, die schon ihre neuen Arbeitsverträge abgeschlossen haben, und fordern mehr. Die Lohn-Preisspirale geräte dabei in Schwung, und das endet sehr schnell in einer Hyperinflation. Wirtschaftsminister Kicillof sprach von einer jährlichen Preiszunahme von höchstens 20%, nachdem er vorher 15,6% erwähnt hatte. Auch das lässt sich bei Zulagen von 27% schwer einhalten. Doch auch wenn die Jahresinflation bei 25% verbleibt, läuft die Wirtschaft einigermassen normal weiter.
Die Präsidentin Cristina Kirchner widersprach bei ihrer Ansprache zum 25. Mai auf der Plaza de Mayo ihrem Minister, indem sie erneut die freie Lohnverhandlung lobte, die unter den Kirchners respektiert worden sei. Hat sie Kicillof nicht verstanden? Oder war dies nur eine leere Redensart? Tatsache ist, dass echte freie Verhandlungen den Gewerkschaften die Macht gibt, Löhne unvernünftig in die Höhe zu treiben. Nur wenn es dabei zu einer starken Rezession kommt, und die Arbeitslosigkeit in die Höhe springt, gibt der Gewerkschaftsdruck nach. So war es zum letzten Mal Anfang 2002. Ebenfalls würde eine echt offene Wirtschaft die Unternehmer zwingen unnachgiebig zu sein, weil sie dann mit importierter Ware nicht konkurrieren können. Doch die bestehende Importkontingentierung wirkt genau umgekehrt.
Die Strategie der Gewerkschaften ist bekannt: sie setzen hohe Zulagen einmal bei Branchen durch, die relativ hohe Gewinne ausweisen (Banken), auch bei anderen, bei denen die Lohnsumme im Verhältnis zum Umsatz sehr gering ist (Speiseölindustrie), und schliesslich auch bei solchen, bei denen ein Streik hohen Schaden verursacht, wie es bei der Erdölwirtschaft der Fall ist. Wenn sie dies einmal erreicht haben, dann fordern die Gewerkschaften anderer Branchen „nur“ eine Angleichung, was dabei gerecht erscheint. Ausserdem sind Unternehmer ohnehin nachgiebig, wenn sie meinen, dass die harte Haltung schliesslich nicht durchgesetzt werden kann.
Bei den Banken weist die Gewerkschaft darauf hin, dass sie hohe Gewinne haben. Die Banken selber haben nicht geklärt, ob die Gewinne bei Inflationsberichtigung weiter hoch bleiben, und noch weniger, ob ausreichende Reserven für faule Kredite geschaffen worden sind. Ebenfalls ist die Lage bei den einzelnen Banken unterschiedlich. Auf der anderen Seite müsste die Regierung bei überhöhten Gewinnen die Provisionen der Banken für ihre Dienstleistungen senken. Bei den Banken ist auch ein anderes Phänomen in Gang, nämlich die allgemeine Einführung der Computertechnologie. Zahlungen werden zunehmend über Internet vollzogen, was den Banken viel persönliche Arbeit erspart, nämlich die des Kassierers beim Empfang von Schecks, die Verrechnung über die Kompensationskammer und die Buchung dieser Vorgänge. Ebenfalls werden andere Dinge in den Banken automatisch vollzogen. Es ist logisch, dass die Bankangestellten an den Ersparnissen, die dabei entstehen, beteiligt sein wollen. Doch dieses Thema haben sie nicht erwähnt. Sind sie sich dabei bewusst, dass die Banken dann mit weniger Personal auskommen?
Tatsache ist, dass die Lohnerhöhungen begrenzt werden müssen, wenn man eine gefährlich zunehmende Inflation vermeiden will. Die Regierungssprecher und noch mehr die Politiker scheuen sich, zuzugeben, dass überhöhte Lohnzulagen auf die Preise abgewälzt werden, obwohl sie genau wissen, dass es so ist. Politisch kommt eben eine Lohnpolitik, bei der die Regierung sich auf die Seite der Unternehmer stellt, schlecht an. Deshalb packt das Arbeitsministerium das Thema jetzt auf andere Art an. Lohnabkommen mit Zulagen von über 27% werden nicht allgemeingültig erklärt, was auf spanisch „homologación“ heisst. Das bedeutet, dass Unternehmen, die nicht dem Verband angehören, der das Abkommen unterzeichnet hat, nicht durch das Abkommen gebunden sind. Das hat jedoch eine beschränkte Wirkung, ebenso wie die Verfügung der obligatorischen Schlichtung („conciliación obligatoria“), die das Problem im Grunde nur hinausschiebt. Bei wilden Streiks, z.B. solchen die die Schlichtungsperiode nicht einhalten oder sich sonst nicht an das Gesetz halten, hat die Regierung die Möglichkeit, den Gewerkschaften die Anerkennung als solche zu streichen, so dass die Unternehmen dann den Beitrag zur Gewerkschaft nicht mehr abführen. Das ist jedoch reine Theorie; in der Praxis hat keine Regierung dies bisher getan. Bei illegalen Streiks, die das Arbeitsministerium als solche erklärt, werden die Streiktage nicht bezahlt, was in der Praxis auch nicht so einfach ist, da die Gewerkschaften dann weiter streiken, bis die Unternehmen dies unterlassen.
Im Grunde müsste die Arbeitsgesetzgebung dahingehend reformiert werden, dass der Regierung die legale Möglichkeit gegeben wird, Grenzen für die Lohnerhöhung festzusetzen. Doch das ist politisch schwierig, umso mehr nachdem CFK das Prinzip der totalen Freiheit bei den Verhandlungen erneut als positiv hingestellt hat. Eine mildere Form, eine Begrenzug zu erreichen, wäre die Umwandlung der Zweierverhandlung (Gewerkschaften und Unternehmerverbände) in eine Dreierverhandlung, bei der der Staat auch einen Vertreter hat, mit Vetorecht, der gegen Erhöhungen Stellung nimmt, die voraussichtlich auf die Preise abgewälzt werden. Das wäre politisch leichter zu erklären, da es sinnlos ist, dass sich zwei einigen und ein Dritter, der Konsument, die Zeche bezahlt. Allein, all dies steht überhaupt nicht zur Diskussion. Wir sind die einzigen im ganzen Land, die diese Dinge sagen. Aber, eben, auf deutsch.
CFK wäre gut beraten, wenn sie sich an Isabel Perón erinnern würde, der die Gewerkschaften mit einem Generalstreik im Juli 1975 politisch das Genick gebrochen haben, so dass die Regierung danach passiv zusehen musste, wie Lohnerhöhungen von 50% und mehr am laufenden Band verfügt wurden, und die Preise immer mehr stiegen, bis zur Hyperinflation vom März 1976, als die Zunahme des Presindices bei 50% in einem Monat lag. Der Schwung war damals so stark, dass es auch im April 50% waren. Erst im Mai konnte die Inflation auf 3% gesenkt werden, nachdem die Gewerkschafter von den Militärs entweder verhaftet wurden, oder sich versteckten, oder ins Ausland flohen. Ohne militärische Intervention hätte die Hyperinflation damals wohl weiter gedauert, und zu einem totalen Chaos geführt. Die drei Hyperinflationswellen, die Argentinien erlebt hat, jeweils im März 1976, 1989 und 1990, waren von kurzer Dauer, so dass sie eine Schockwirkung hatten, aber dann nicht weiter wirkten. Die Hyperinflation von 1976 trug mit zur Absetzung von Isabel Perón durch die Militärs bei, und die von 1989 zum vorzeitigen Rücktritt von Alfonsín. Die von 1990 nutzte Menem, um seinen Leuten Panik einzuflössen und beiläufig die Gesetze über Privatisierung und Staatsreform im Kongress durchzupeitschen. Menem zeigte sich hier, um Gegensatz zu Isabel Perón und Raul Alfonsín, als echter Staatsmann. Axel Kicillof oder sonst jemand sollte dies CFK erklären, und sie darauf aufmerksam machen, wie schnell aus einer hohen Inflation eine Hyperinflation wird. Die Grundentscheidung muss jetzt getroffen werden, und nicht wenn es zu spät ist.